
 
 
 
 

Ergebnisprotokoll des dritten Dialogforums am 08.09.2021:  

„Digitale Gewalt - Ausprägungen und daraus resultierende Bedarfe 

des Hilfesystems“ 

 

Moderation: Peer Gillner 

Teilnehmende: 25 Personen, u.a. Vertreter:innen von Beratungseinrichtungen und Frauenhäusern, 

Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten, Behörden und Bezirken 

 

1. Inputs 

Das Dialogforum beginnt mit einem Input von Ramona Becker, Medienanstalt Hamburg / Schles-

wig-Holstein (MA HSH) über die Aufgaben der Mediananstalt sowie die Möglichkeiten, rechtswid-

rige Inhalte im Internet zu entfernen zu lassen (Präsentation im Anhang des Protokolls): 

 Aufgaben der Medienanstalt: 

 Aufsicht u.a. über Internet-Angebote mit Anbietersitz in HH/SH, v.a. 

o Einhaltung des Kinder- und Jugendschutzes (z.B. keine verstörenden Inhalte) 

o Werbung (z.B. keine Schleichwerbung) 

o Anbieterkennzeichnung (Impressum) 

 Jugendmedienschutz: u.a. Vorgehen gegen unzulässige Inhalte, wie z.B. 

o Volksverhetzung 

o Menschenwürdeverstoß 

o Kriegsverherrlichung 

o (Kinder-)pornographie 

 Ziele des Vorgehens: 

o Beseitigung der Verstöße durch Nachbesserung oder Löschung von Inhalten 

(z.B. durch Hinweisschreiben an Anbieter oder Meldung an Plattformen) 

o Anbieter rechtswidriger Angebote zur Verantwortung ziehen (z.B. medienrechtli-

ches Verwaltungsverfahren und/oder Abgabe an Staatsanwaltschaft) 

 Schnittmenge zwischen Jugendmedienschutz-Verstößen und Straftatbeständen, daher 

auch mit NetzDG 

 Diskutiert wird über das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG): Soziale Netzwerke werden 

durch dieses dazu verpflichtet, bestimmte Inhalte zu löschen, sobald sie Kenntnis davon haben, 

dass diese z.B. beleidigend sind oder zu Gewalt aufrufen. Allerdings ist die genaue Definition 

von „Sozialen Netzwerken“ noch nicht abschließend juristisch geklärt. Ob beispielsweise eine 

sehr große Whatsapp-Gruppe unter den Begriff fällt, wird aktuell noch diskutiert. 

 Auch der juristische Umgang mit „Fake Accounts“ ist noch ungeklärt. 

 Verstöße gegen das NetzDG können von jedem gemeldet werden. Allerdings ist die Beweissi-

cherung oft schwierig (zunehmend flüchtige Formate wie z.B. Instagram-Stories). Generell ist 

die Anfertigung von Screenshots empfehlenswert. 
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 In manchen Bereichen kann die MA HSH mangels rechtlicher Befugnis nicht einschreiten, z.B. im 

Bereich „Recht am eigenen Bild“ oder Verleumdung. Hierbei handelt es sich um sog. „Antrags-

delikte“, die nur von der betroffenen Person selbst gemeldet werden können. 

 Eine Stärkung von Medienkompetenz, insbesondere bei jungen Menschen, ist sehr wünschens-

wert. 

 

Kristina Rulffs, Leitung der Koordinierungsstelle „OHNe Hass“, Behörde für Justiz und Verbraucher-

schutz, berichtet zum Abschluss des Projektes: 

 In der Bevölkerung, aber auch bei Beratenden, besteht nach wie vor eine erhebliche Verunsiche-

rung dahingehend, inwieweit Hasskommentare strafbar sein können und in welcher Form sie 

beweissichernd anzuzeigen sind.  

 Das Internet ist kein rechtsfreier Raum. Der Tatbestand der Beleidigung kann erfüllt sein, unab-

hängig davon, ob die/der Betroffene auf der Straße oder im Netz beleidigt wird.  

 Das Projekt „OHNe Hass“ verfolgt daher das Ziel, dass im Bereich der digitalen Hasskriminalität 

mehr Strafanzeigen erstattet werden und die diesbezügliche Strafverfolgung effektiviert wird. 

 Dafür hat das Projekt unter anderem den Onlinedienst „Hasskommentare im Internet“ entwi-

ckelt, mit dem Medienunternehmen, NGOs und Beratungsstellen Hasspostings digital unmittel-

bar bei der Staatsanwaltschaft, auch anonym, anzeigen können. Begleitend werden durch die 

Staatsanwaltschaft Hamburg Schulungen zur juristischen Einordnung von Hasskommentaren 

und dem Ablauf eines Ermittlungs- und Strafverfahrens für die Mitarbeiter: innen der vorge-

nannten Stellen angeboten. 

Weitere Informationen zu Registration, Anmeldung und den Schulungsangebote finden Sie hier:  

(https://www.hamburg.de/bjv/unsere-themen/13105714/ohne-hass/). 

 Der mit der Kriminalpräventionsstelle der Polizei entwickelte Webflyer „Hate Speech“ enthält 

zudem Informationen für Bürger: innen zum Umgang mit Hass im Netz und zu Anzeige- und 

Meldewege Insbesondere auch welche beweisrelevante Daten für eine Strafanzeige zu sichern 

wären (wie die Internetadresse (URL) des Inhalts und vom Profil des Hasspostenden, der Zeit-

punkt der Einstellung und Feststellung des Hasskommentars sowie Screenshots vom Inhalt, des 

Kommentarverlaufs und Profil des Hasspostenden):  

https://www.hamburg.de/content-

blob/14991534/8247f965578aea93c9cfe1da51b0018c/data/ohne-hass-webflyer.pdf  

 

Im Anschluss berichtet Marcus Rogge, Amt Justizvollzug und Recht, Behörde für Justiz und Verbrau-

cherschutz, aus der Bund-Länder-AG „Gewalt gegen Frauen und Mädchen“: 

 Im Zentrum der AG steht die Frage, ob und inwieweit legislativer Handlungsbedarf besteht. 

 Ende September werden die Ergebnisse des bisherigen Austausches im Rahmen einer Präsenz-

veranstaltung der AG in Hamburg vertieft erörtert. 

Die Themenbereiche sind: 

 „Digitale Gewalt“ einschließlich Nachstellung 

 „Häusliche Gewalt/Beziehungsgewalt“ 

 „Femizide“  

 „Verbesserung der Situation von Opferzeuginnen und Opferzeugen“ 

 „Zivilrechtliche Betrachtung von Erscheinungsformen von Gewalt gegen Frauen“ 

 

https://www.hamburg.de/bjv/unsere-themen/13105714/ohne-hass/
https://www.hamburg.de/contentblob/14991534/8247f965578aea93c9cfe1da51b0018c/data/ohne-hass-webflyer.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/14991534/8247f965578aea93c9cfe1da51b0018c/data/ohne-hass-webflyer.pdf
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 Es bestehen Unterarbeitsgruppen zu den oben genannten Themenbereichen. 

 Es gibt eine enge Zusammenarbeit mit Organisationen wie dem Deutschen Juristinnenbund, 

Hate Aid, dem Deutschen Frauenrat, etc. 

 Eine Abstimmung mit anderen Beschlussvorschlägen wie jener der Innenministerkonferenz be-

züglich der besseren statistischen Erfassung durch einheitliche Definitionen ist geplant: In po-

lizeilichen und juristischen Statistiken kann es aktuell aufgrund unterschiedlicher angewendeter 

Definitionen zu Differenzen kommen. 

 Konkrete Handlungsvorschläge werden erarbeitet, welche zur nächsten Justizministerkonfe-

renz im Frühjahr 2022 im Rahmen des Abschlussberichts vorgelegt werden sollen. 

 

 In der folgenden Diskussion wird näher über eine einheitlich Definition der „digitalen Gewalt“ 

gesprochen; etwa, ob eine eigene Definition im StGB bzw. eine eigene Strafvorschrift erforderlich 

ist.  

 Aus polizeilicher Sicht wird angemerkt, dass eine vereinheitlichende Begriffsdefinition nicht 

zentral sei - in der Praxis sei es wichtig, die einzelnen Erscheinungsformen zu verfolgen. 

 

2. Verständigung auf Arbeitsergebnisse des Fachdialogs 

Die Teilnehmenden verständigen sich in diesem dritten und letzten Dialogforum auf Arbeitsergeb-

nisse des Fachdialogs. In Vorbereitung hierzu hat das Referat Opferschutz der Sozialbehörde die 

bisher im Dialog erarbeiteten Erkenntnisse und konkreten Empfehlungen zur Umsetzung der Is-

tanbul-Konvention zusammengefasst. Auf Grundlage dieses Entwurfs gehen die Teilnehmenden in 

die Diskussion.  

Diskutiert wird u.a. über die in den letzten Dialogforen angeregte Stärkung der technischen Exper-

tise und Medienkompetenz der Opferberatungsstellen und Frauenhäuser sowie über die Relevanz 

einer Verbesserung von Vernetzung und Kooperation der beteiligten Akteur:innen. Einzelne Ände-

rungswünsche werden im Plenum diskutiert, abgestimmt und in die Arbeitsergebnisse eingepflegt. 

Im Übrigen werden die vorformulierten Erkenntnisse und konkreten Empfehlungen von den Teil-

nehmenden noch einmal bekräftigt.  

 

3. Nächste Schritte  

Die Erkenntnisse und konkreten Empfehlungen aller Fachforen werden am 25. November 2021  

präsentiert. 

Wir freuen uns über Ihre Rückmeldungen zum Fachdialog. Dazu können Sie einen kurzen Fragebo-

gen unter https://form.jotform.com/212414916516049 abrufen. 

 

 

Hamburg, September 2021 

ANHANG : Präsentationsfolien  

https://form.jotform.com/212414916516049


Entfernung von rechtswidrigen 

Inhalten im Internet

Was kann jede:r einzelne tun,  was kann die MA HSH tun?



1. MA HSH – Überblick 

2. MA HSH – Jugendschutz im Internet

3. NetzDG

4. Melden an Social Media Plattformen

5. Fazit: Wo kann die MA HSH helfen?



Die MA HSH 

Ein kurzer Überblick
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Wir tragen dazu bei, dass 

Werbung als solche 

erkennbar ist. 

Wir kümmern uns darum, dass 

Kinder und Jugendliche im 

Internet vor verstörenden 

Inhalten geschützt sind. 



MA HSH

Jugendschutz im Internet



Exemplarischer Ablauf:
Prüfung auf 
Jugendschutz-Verstöße 
in Social Media



Beispiele für Verstöße gegen den JMStV

Verbreitung in jedem Fall 
unzulässig:

• Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen 

• Volksverhetzung

• Inhalte, die gegen die 
Menschenwürde verstoßen

• Kriegsverherrlichung

• Kinderpornografie 

Verbreitung nur unter bestimmten 
Voraussetzungen erlaubt:

• Pornografie (Altersverifikation)

• Inhalte, die geeignet sind, die 
Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen zu einer 
eigenverantwortlichen 
Persönlichkeit zu beeinträchtigen 
(Ausstrahlungszeitpunkt, 
Technische Sperren)



Beispiele für unzulässige Inhalte



Beispiele für Entwicklungsbeeinträchtigung

„Auch wenn Bullen uns beschatten, Kickdown, 

Fahrerflucht Tick aus, Nasenbruch, fick auf 

Strafvollzug!“ 

„Wir liefern Bombenstoff direkt von den Trockendocks 

Selbst dein Baba fragt mich: ‚Mach mal bitte Zwanni

Gras klar‘“

„Mach mich zu Deinem absolut 

willenlosen Lustobjekt. Erniedrige 

mich, lass mich leiden, quäle mich, 

verziere meinen Körper mit den Spuren 

der Gerte, lebe Deine Lust an mir aus 

und benutze mich wie es Dir gefällt. 

Nur dein Vergnügen zählt!“



Beispiele für Entwicklungsbeeinträchtigung

„super Hardcore Behinderte“

„strunzen verblödet“

„Amöbengehirn“

„Weil Du egoistischer Arschlochmensch nur 

an Dich denkst“

„Da gibt es wieder welche, die sagen, das 

ist Cybermobbing aber ganz ehrlich, solche 

Leute kannst Du nur mobben“



Netzwerkdurchsetzungsgesetz

(NetzDG)



NetzDG - Überblick

• Betrifft Soziale Netzwerke mit > 2 Millionen registrierten deutschen Nutzer:innen

• Soziale Netzwerke müssen Nutzer:innen ein bei der Wahrnehmung des Inhalts leicht 
erkennbares, unmittelbar erreichbares, leicht bedienbares und ständig verfügbares Verfahren 
zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte zur Verfügung stellen.

• Fristen für die Entfernung bzw. Sperrung von Inhalten

• „offensichtlich rechtswidrige“ Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der 
Beschwerde

• „rechtswidrige“ Inhalte innerhalb von 7 Tagen nach Eingang der Beschwerde

• in Ausnahmefällen können die Fristen überschritten werden 

• Anbieter informiert Beschwerdeführer:innen über die Entscheidung

• Gegenvorstellungsverfahren: Nutzer:innen können Antrag auf Überprüfung der Entscheidung 
stellen

• ggf. Einholung von Stellungnahmen 

• Keine Offenlegung der Identität von Beschwerdeführer:in und Urheber:in



NetzDG - erfasste Tatbestände

• § 86 (Verbreiten von Propagandamitteln 
verfassungswidriger Organisationen) 

• § 86a (Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen)

• § 89a (Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden 
Gewalttat) 

• § 91 (Anleitung zur Begehung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat) 

• § 100a (Landesverräterische Fälschung)

• § 111 (Öffentliche Aufforderung zu Straftaten)

• § 126 (Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung 
von Straftaten) 

• § 129 (Bildung krimineller Vereinigungen)

• § 129a (Bildung terroristischer Vereinigungen) 

• § 129b (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im 
Ausland) 

• § 130 (Volksverhetzung)

• § 131 (Gewaltdarstellung)

• § 140 (Belohnung und Billigung von Straftaten)

• § 166 (Beschimpfung von Bekenntnissen, 
Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsvereinigungen)

• § 184b in Verbindung mit § 184d (Zugänglichmachen 
kinderpornographischer Inhalte mittels Rundfunk oder 
Telemedien; Abruf kinderpornographischer Inhalte mittels 
Telemedien)

• § 185 (Beleidigung)

• § 186 (Üble Nachrede)

• § 187 (Verleumdung)

• § 201a (Verletzung des höchstpersönlichen 
Lebensbereichs durch Bildaufnahmen) 

• § 241 (Bedrohung) 

• § 269 (Fälschung beweiserheblicher Daten)

http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__86.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__86a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__89a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__91.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__100a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__111.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__126.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__129.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__129a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__129b.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__130.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__131.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__140.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__166.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__184b.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__185.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__186.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__187.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__201a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__241.html
http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__269.html


Melden an 

Social Media Plattformen



Instagram (1/2)



Instagram (2/2)

• ..



YouTube 



TikTok (1/2)
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Meldefunktionen



https://www.ma-hsh.de/infothek/publikationen/hingucker.html

Schritt-für-Schritt-Anleitung

https://www.ma-hsh.de/infothek/publikationen/hingucker.html


Wo kann die MA HSH ggf. helfen?



Bei welchen Inhalten kann die MA HSH ggf. helfen?

• Volksverhetzung

• Inhalte, die gegen die Menschenwürde verstoßen

• Frei zugängliche Pornografie

• Gewaltdarstellungen

• Inhalte, die geeignet sind, die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen zu einer 
eigenverantwortlichen Persönlichkeit zu 
beeinträchtigen 

o die z.B. Diskriminierung, Gewalt oder 
antisoziales Verhalten befürworten und die 
Erziehungszielen wie Respekt, Toleranz und 
Empathie entgegenwirken

Bevorzugter Meldestatus



Beschwerdeformular der MA HSH

https://www.ma-hsh.de/service/beschwerde.html

https://www.ma-hsh.de/service/beschwerde.html


Medienkompetenzförderung

Information und Beratung für Kinder, Eltern, 
Lehrkräfte, Pädagogen, z.B. 

• Workshop-Angebote wie 
• „Internet-ABC: Suchen und Finden im Internet“,

• „Meine Rechte in der Digitalen Welt“ 

• „Kinderschutz im Internet“

 Kooperationen mit den Bücherhallen Hamburg und dem LI 
(Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung 
Hamburg)

• Scout: MA HSH Magazin für Medienerziehung



Newsletter

HinguckerScout

https://www.ma-hsh.de/ 

infothek/publikationen/ 

hingucker/formular-

bestellung-hingucker.html

https://www.scout-

magazin.de/newsletter.html

Pressemitteilungen

https://www.ma-hsh.de/ma-
hsh/kontakt/info-service.html

https://www.ma-hsh.de/infothek/publikationen/hingucker/formular-bestellung-hingucker.html
https://www.scout-magazin.de/newsletter.html
https://www.ma-hsh.de/ma-hsh/kontakt/info-service.html


Kontakt

Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH)
Rathausallee 72-76
22846 Norderstedt

Telefon 040/36 90 05-0
Telefax 040/36 90 05-55
www.ma-hsh.de
info@ma-hsh.de

Scout – Das Magazin für Medienerziehung
https://www.scout-magazin.de/

Beschwerdeformular
https://www.ma-hsh.de/service/beschwerde.html

Publikation „Hingucker“
https://www.ma-hsh.de/infothek/publikationen/hingucker.html

http://www.ma-hsh.de/
mailto:info@ma-hsh.de
https://www.scout-magazin.de/
https://www.ma-hsh.de/service/beschwerde.html
https://www.ma-hsh.de/infothek/publikationen/hingucker.html

